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S a t z u n g  
(so beschlossen am 07.02.2015 in Bonn) 

 

 

1. Name und Sitz 
1.1. Die Vereinigung führt den Namen "Bundesver-

band Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)". 
1.2. Sitz des Vereins ist Bonn. Er ist im Vereinsregis-

ter eingetragen und führt den Zusatz "e.V.". 

 
2. Vereinszweck 

2.1. Vereinszweck ist die Erhaltung und Wiederher-
stellung der natürlichen Lebensgrundlagen, der 
Schutz der Natur und der durch Umweltgefahren 
bedrohten öffentlichen Gesundheit. Die Vereinigung 
ist ein Zusammenschluss von im Umweltschutz tä-
tigen Bürgerinitiativen. 

2.2. Die Vereinigung ist parteipolitisch und konfessi-
onell unabhängig. 

2.3. Der Vereinszweck wird verwirklicht insbesondere 
durch: 
a) Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
b) Wahrnehmung von Kontakten mit öffentlichen 
Einrichtungen 
c) Organisation wissenschaftlicher Zusammenar-
beit 
d) Zusammenarbeit mit nationalen und internationa-
len Vereinigungen, welche das gleiche Ziel verfol-
gen 
e) Koordination der Arbeit der Mitgliedsinitiativen 
f) Information durch Vermittlung und Dokumentati-
on erarbeiteter wissenschaftlicher Erkenntnisse, 
Beratung und Unterstützung von Umweltaktivitäten 

2.4. Die Vereinigung ist selbstlos tätig; sie verfolgt 
nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
Sie verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemein-
nützige Zwecke im Sinne des Abschnitts "Steuer-
begünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

 

3. Finanzmittel 
3.1. Die Höhe der Beiträge wird von der Mitglieder-

versammlung geregelt. 
3.2. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungs-

gemäßen Zwecke verwendet werden. Sie dürfen 
weder für die unmittelbare noch für die mittelbare 
Unterstützung oder Förderung politischer Parteien 
verwendet werden. 
Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus 
Mitteln des Vereins. 

3.3. Es darf keine Person durch Ausgaben, die den 
Zwecken des Vereins fremd sind, oder durch un-
verhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt wer-
den. 

3.4. Bei Austritt oder Ausschluss von Mitgliedern 
oder bei der Auflösung des Vereins bestehen keine 
Ansprüche auf bezahlte Beiträge, Spenden oder 
sonstige Zuwendungen. 

 
4. Mitgliedschaft 

4.1. Mitglieder können werden juristische Personen 
und nicht rechtsfähige Vereine 
1. Bürgerinitiativen und bürgerinitiativähnliche Um-
weltschutzgruppen, 
2. Regionale Bürgerinitiativen - Zusammenschlüs-
se, Landesverbände und sonstige überregionale 
Umweltschutz Zusammenschlüsse, 
3. Natürliche und juristische Personen. Mitglied 
kann nur werden, wer die Ziele des Verbandes för-
dert oder unterstützt. Über Aufnahme und Aus-
schluss entscheidet der Vorstand. Gegen seine 
Entscheidung ist Einspruch möglich, über den die 
Mitgliederversammlung endgültig entscheidet. 
Die Mitgliedschaft endet durch Austritt oder Aus-
schluss. 
Der Ausschluss ist nur aus wichtigem Grund mög-
lich. 
Der Austritt erfolgt durch schriftliche Mitteilung an 
den Vorstand. 

 

5. Organe 
5.1. Organe des Vereins sind: 

a) die Mitgliederversammlung 
b) der Vorstand 

 

6. Mitgliederversammlung 
6.1. Die Mitgliederversammlung ist das höchste Or-

gan des Vereins. Eine ordentliche Mitgliederver-
sammlung findet mindestens einmal im Jahr statt. 
Sie wird durch den Vorstand schriftlich mindestens 
6 Wochen zuvor einberufen. 

6.2. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung 
muss vom Vorstand einberufen werden, wenn min-
destens ein Fünftel der stimmberechtigten Mitglie-
der es verlangen. 

6.3. Die unter 4.1.1 genannten Bürgerinitiativen und 
bürgerinitiativähnlichen Umweltschutzgruppen mit 
mehr als hundert Mitgliedern entsenden je ange-
fangene hundert Mitglieder einen weiteren Delegier-
ten, höchstens aber 5 Delegierte. 
Die unter 4.1.2. genannten Mitglieder haben je eine 
Stimme 
Die unter 4.1.3. genannten Mitglieder haben auf der 
Mitgliederversammlung Stimmrecht mit der Maß-
gabe, dass die Zahl ihrer Delegiertenstimmen ein 
Fünftel der unter 4.1.1. und 4.1.2. genannten anwe-
senden Mitglieder nicht übersteigen darf. Die unter 
4.1.3. genannten Mitglieder bestimmen spätestens 
auf der Mitgliederversammlung ihre Delegierten. 
Die Stimme ist nicht übertragbar. Jeder Delegierte 
der unter 4.1.1, 4.1.2 und 4.1.3 genannten Mitglie-
der besitzt nur eine Stimme. 

6.4. Über die Mitgliederversammlung ist ein Protokoll 
zu führen, das vom Versammlungsleiter und 
Schriftführer zu unterzeichnen ist. 

 

7. Aufgaben der Mitgliederversammlung 
7.1. Der Mitgliederversammlung obliegen insbeson-

dere: 
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1. Wahl des Vorstandes und der Rechnungsprüfer. 
2. Entgegennahme des Jahres - und Kassenbe-

richtes, sowie des Berichts der Rechnungsprü-
fer. 

3. Abnahme der Jahresrechnung und Beschluss-
fassung über die Entlastung des Vorstandes. 

4. Festsetzung der Mitgliedsbeiträge. 
5. Beschlussfassung über Anträge und alle sonsti-

gen Tagesordnungspunkte. 
6. Satzungsänderungen. 
7. Einrichtung und Auflösung von Arbeitskreisen. 
8. Auflösung des Vereins. 

 
8. Der Vorstand 

8.1. Der Gesamtvorstand setzt sich zusammen aus 
einem Geschäftsführenden Vorstand (GV) und ei-
nem Erweiterten Vorstand (EV).  

8.2. Die Mitglieder des Gesamtvorstands werden von 
der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei 
Jahren, vom Tag der Wahl an gerechnet, gewählt. 
Sie bleiben jedoch bis zur Wahl eines neuen Ge-
samtvorstands im Amt. Der Gesamtvorstand gibt 
sich eine Geschäftsordnung. Er führt die Beschlüs-
se der Mitgliederversammlung durch. Die Abwahl 
des Gesamtvorstands oder einzelner Vorstands-
mitglieder durch eine Mitgliederversammlung ist 
möglich. Bei Ausscheiden eines Mitgliedes des GV 
oder des EV muss in der nächstfolgenden Mitglie-
derversammlung eine Nachwahl für die restliche 
Wahlperiode durchgeführt werden. 

8.3. Der Gesamtvorstand trifft sich mindestens vier-
mal im Jahr zu einer Sitzung. Der Gesamtvorstand 
ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei GV- und 
die Hälfte der EV-Mitglieder anwesend sind. Be-
schlüsse werden mit einfacher Mehrheit gefällt. Ü-
ber Sitzungen des GV und des EV sind Protokolle 
zu fertigen. 

8.4. Insbesondere ist der Gesamtvorstand für folgen-
de Entscheidungen zuständig: die Einstellung und 
Entlassung von Personal, die Anmietung, Vermie-
tung, Untervermietung oder Kündigung von Immo-

bilien, Finanzentscheidungen über einen Betrag 
von € 2.500,-- und darüber sowie die Aufnahme 
von Krediten unabhängig vom Betrag. Im übrigen 
gilt die Geschäftsordnung des Gesamtvorstands. 

8.5. In den Gesamtvorstand können nur Mitglieder 
von Bürgerinitiativen auf Vorschlag ihrer Mitglieds-
gruppe gewählt werden. Bei der Wahl des Gesamt-
vorstands steht jedem/r Delegierten für jedes zu 
vergebende Vorstandsmandat nur eine Stimme zur 
Verfügung. Die Mitglieder des Geschäftsführenden 
Vorstands werden in einem, die des Erweiterten 
Vorstands in einem weiteren, getrennten Wahlgang 
gewählt. Gewählt ist, wer mindesten 50% der ab-
gegebenen Stimmen der Delegierten erhält. Bei 
Stimmengleichheit zweier KandidatInnen, die auf-
grund der Anzahl der Mandate nicht beide berück-
sichtigt werden können, ist ein zweiter Wahlgang 
erforderlich, bei dem alle nicht gewählten Kandida-
tInnen erneut zur Wahl stehen. Auf Antrag ist eine 
geheime Wahl durchzuführen. 

8.6. Der Geschäftsführende Vorstand (GV) 
8.6.1. Der Geschäftsführende Vorstand (GV) besteht 

aus drei gleichberechtigten, geschäftsführenden 
Mitgliedern, darunter ein/e SchatzmeisterIn.  

8.6.2. Die Mitglieder des GV sind Vorstand im Sinne 
des §26 BGB. Der Verein wird gerichtlich und au-
ßergerichtlich durch zwei gemeinschaftlich han-
delnde Mitglieder des GV im Sinne des §26 BGB 
vertreten. 

8.6.3 Der GV ist für alle Angelegenheiten des Ver-
eins zuständig, soweit sie nicht durch die Satzung 
der Mitgliederversammlung, dem Gesamtvorstand 
oder dem Erweiterten Vorstand zugewiesen sind. 

8.6.4. Der GV ist beschlussfähig, wenn mindestens 
zwei seiner Mitglieder anwesend sind. 

8.7. Der Erweiterte Vorstand (EV) 
8.7.1. Der Erweiterte Vorstand (EV) besteht aus min-

destens vier, höchstens aber acht gleichberechtig-
ten Mitgliedern, darunter der/dem SchriftführerIn. 

8.7.2. Aufgabe des EV ist es, die Arbeit der Mitglieds-
gruppen des Vereins zu koordinieren und zu för-
dern. Alle wesentlichen Arbeitsgebiete der Mit-

gliedsgruppen sollen durch eine/en VertreterIn im 
EV vertreten sein. Gleichzeitig koordiniert und dele-
giert der EV die Teilnahme bzw. Vertretung des 
Vereins in externen Gremien. Die von der Mitglie-
derversammlung gewählten Mitglieder des EV tei-
len die Arbeitsgebiete zu Beginn der Amtsperiode 
unter sich auf. 

8.8. Der Geschäftsführende Vorstand kann bestim-
men, dass neben dem Vorstand für die Ausstellung   
von Spendenbescheinigungen ein besonderer Ver-
treter bestimmt wird. Der Geschäftsführende Vor-
stand ist berechtigt, die Vertretungsmacht des be-
sonderen Vertreters zu beschränken. 

 
9. Rechnungsprüfung 

9.1. Die Mitgliederversammlung wählt zwei Rech-
nungsprüfer, die nicht Mitglieder des Vorstandes 
sind. 

9.2. Die Rechnungsprüfer prüfen die Kassen - und 
Rechnungsführung des Vereins und berichten dar-
über auf der ordentlichen Mitgliederversammlung. 
Ihre Tätigkeit ist ehrenamtlich. 

 
10. Satzungsänderung und Auflösung 

10.1. Satzungsänderungen bedürfen ebenso wie die 
Auflösung des Vereins einer Zweidrittelmehrheit der 
bei der Mitgliederversammlung anwesenden Mit-
glieder. 

10.2. Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins 
oder bei Wegfall seines bisherigen Zwecks fällt das 
nach Abdecken der Verbindlichkeiten verbleibende 
Vereinsvermögen der Bürgerinitiative Umwelt-
schutz e.V. (BIU), Stephanusstr. 25, 30449 Hanno-
ver, zu, die es unmittelbar und ausschließlich für 
gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat. 


